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ö4. Delegiertenversammlung 
des Verbandes schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


6.7. Juni 1953 in Zürich 


Eröffnungsansprache von Dr.h.c. Heinrich Küng 


Präsident des Verwaltungsrates des V.S.K. 


Ich habe die Ehre, Sie alle im Namen des Verwaltungs- 
rates ces V.S.K. zu unserer diesjährigen Delegierten- 
versammlung zu begrüssen und willkommen zu heissen. 
kinen ganz besondern Willkommgruss entbiete ich un- 
seren Gästen aus nah und fern, die zusanımen mit Ihnen, 
verehrte Genossenschafter und Genossenschafterinnen, 
einmal mehr den imposanten Rahmen zu unserer all- 
jährlichen Veranstaltung geben. 


75 Jahre Lebensimittelverein Zürich 


Auch die Behörden und die Leiter des Lebensmittel- 
vereins Zürich möchte ich in unserem Kreise besonders 
willkommen heissen und ihnen für die Durchführung 
unserer diesjährigen Tagung unsern Dank abstatten. 
Es ist ja ein ganz besonderer Umstand, der uns diesmal 
nach der schönen und sozial fortschrittlichen Stadt 
Zürich geführt hat, indem der Lebensmittelverein Zü- 
rich in diesem Jahre sein 7öjähriges Bestehen feiern 
kann und mit der Übernahme unserer Tagung seiner 
lebendigen geistigen Verbundenheit mit den übrigen 
Gliedern der schweizerischen Konsumvereinsbewegung 
sinnvollen Ausdruck geben will. Wir freuen uns mit 
ihm darüber, und ich glaube auch in Ihrem Sinne zu 
handeln, wenn ich zu Beginn unserer heutigen Tagung 
dem Lebensmittelverein Zürich im Namen unserer ge- 
samten grossen Genossenschaftsgemeinde unsern Dank 
und unsere Anerkennung für seine erfolgreiche wirt- 
schaftliche und ideologische Bewährung ausspreche. 

Wir sind uns bewusst, dass er an besonders exponier- 
ter Stelle und unter besonders schwierigen Konkurrenz- 
verhältnissen im Kampf gegen seine zahlreichen Wider- 
sacher steht. Um so erfreulicher ist seine vor allem im 


letzten Jahrzehnt feststellbare beachtliche Entwicklung. 
Sie ist ein überzeugendes Indiz dafür, dass nicht nur die 
genossenschaftliche Warenvermittlung, sondern auch die 
unserer Bewegung zugrunde liegende Ideologie selbst. 
in unserer evolutionären Zeit lebenskräftig und frucht- 
bar ist. Auch heute hängt Erfolg oder Misserfolg weniger 
von den örtlichen Verhältnissen, als von der überzeugen- 
den praktischen Interpretation der genossenschaftlichen 
Aufgabe und der Gefolgschaft ihrer Anhänger ab; diese 
muss durch sichtbare Beweise der Leistungsfähigkeit 
immer wieder neu errungen und verdient werden. Un- 
sere Zürcher Genossenschafter sind durch einen harten 
Unterricht zur realistischen Anpassung an die wechseln- 
den Anschauungen und Bedürfnisse der Käuferschalt 
erzogen worden. Ihr Erfolg ist in erster Linie das Er- 
gebnis der richtigen Führung ihrer Genossenschaft. Wie 
gewissermassen jeder Versager in unsern Reihen alle 
echten Genossenschaften und Genossensehafter irgend- 
wie berührt, so ist anderseits aber auch die Genug- 
tuung gemeinsam, die uns über das Gelingen der erfolg- 
reichen Genossenschaften erfüllt. Deshalb freuen auch 
wir uns mit dem LVZ über seine Bewährung inmitten 
des hart umworbenen Zürcher Marktes. Wir wünschen 
ihm weiterhin guten Erfolg bei der Erfüllung seiner gros- 
sen, schönen und nützlichen Aufgabe im Dienste der 
zürcherischen Konsumentenschaft. 


Totentalel 


Wir haben einiger markanter Genossenschafter zu ge- 
denken, die der Tod aus unsern Reihen abberufen hat. 
Im vergangenen April starb über Nacht und ohne 
Kranksein im 85. Altersjahr, nach einem reich ausge- 
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füllten Leben, unser verehrter Vizepräsident Charles- 
Ulysse Perret. Charles-Ulysse Perret war ein Genossen- 
schafter eigener Prägung, der mit seltener Hingabe 
und Konsequenz ein Leben lang der genossenschaft- 
lichen Sache und dem Guten überhaupt gedient hat. 
Was er einmal als richtig erkannte, wurde von ihm mit 
überzeugender Beredsamkeit und mit nie erlahmen- 
dem, manchmal fast an Pedanterie grenzendem Eifer 
verfochten. Dabei ging es ihm stets weniger um die 
materiellen Dinge als um die grundsätzlichen und ethi- 
schen Leitgedanken der von ihm verfochtenen Sache, 
gleichgültig, ob es sich dabei um Fragen des Staates, 
der Genossenschaft oder der Religion handelte, die in 
seinem leben und Denken einen so breiten Raum ein- 
genommen haben. Charles-Ulysse Perret: darf füglich 
zu unsern Wägsten und Getreuesten gezählt werden. der 
nicht nur in seiner nenenburgischen Heimat, sondern auf 
gesamtschweizerischem Boden ein unermüdlicher Mah- 
ner, Kämpfer und Helfer für die schweizerischen Ge- 
nossenschaften und «den sozialen Fortschritt war. 

Nicht weniger schmerzlich berührt uns der Hinschied 
(les im letzien Herbst im S6. Altersjahr verstorbenen 
alt Verwalters Jakob Flach. Mit Perret, Jaeggi, Angst., 
Huber u.a. hat auch er während Jahrzehnten zu den 
führenden und bestimmenden Figuren in der schwei- 
zerischen Genossenschaftsbewegung gehört und ist 
stets mit jugendlichem Feuer und warmem sozialem 
Empfinden unentwegt für die wirtschaftliche Besser- 
stellung des werktätigen Volkes eingetreten. Darum lag 
ihm die Sache der Genossenschaft ganz besonders am 
Herzen. Flach war ein klarer Kopf, der das Wichtige vom 
Unwesentlichen zu unterscheiden vermochte und der 
gerade deshalb nicht nur einem blossen starren Dogma 
dienen, sondern den Menschen in ihren kleinen und gros- 
sen Nöten helfen wollte, so wie es der tiefere Sinn der 
wahren genossenschaftlichen Ideologie in Wirklichkeit 
ist. Mit Perret war er in der Verfolgung seiner Ziele ein 
unermücdlicher, tapferer Kämpfer. Er wirkte um so 
überzeugender, da all seinem Reden und all seinem "Tun 
und Handeln menschliches Verstehen und wahrhafte Güte 
den Stempel aufdrückten - Tugenden, (die wie nichts 
anderes den wahrhaften Genossenschafter auszeichnen. 

Ihm geistesverwandt war auch unser alter Freund 
Fritz Tschamper. chemaliges Mitglied des Verwaltungs- 
rates und Präsident des bernischen Kreisverbandes. 
Auch er hat an seiner Stelle mit treuer Hingabe unserer 
Sache geholfen. 

Und schliesslich möchte ich auch unseres welschen 
Freundes Dr. Georges Fauquet gedenken, der auf einer 
etwas andern Ebene mit gleicher Beharrlichkeit und 
edler Menschlichkeit auf praktischem und geistigem Ge- 
biete für die Aufgabe und die Bewährung der Genossen- 
schaften eingetreten ist. Fauquet war vor allem einer der 
grossen Sucher zur Abklärung der ideologischen Stand- 
ortsbestimmung der Genossenschaft, wobei er sich von 
der Erkenntnis leiten liess, «lass ihre geistige und ma- 
terielle Bewährung primär stets die klare Definition 
ihrer Zweckbestimmung zur Voraussetzung hat. 

Wir gedenken dieser redllichen Pioniere in herzlicher 
Wertschätzung und danken ihnen für ihre Treue und all 
(das, was sie für die genossenschaftliche Sache ein Leben 
lang geleistet haben. Vier Figuren, vier Individuen, die 
an sich verschieden waren und doch alle vier in schöner 
geistiger Gleichrichtung «demselben Ziele zustrebten. 
Wenn die Genossenschaft zu allen Zeiten solch über- 
ragende, ehrliche und vom Guten beseelte Kämpfer in 
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ihren Reihen hat, dann muss es uns um ihre Behaup- 
tung nicht bange sein. Der Tod hat alle vier im hohen 
Alter nach einem reich erfüllten Leben abberufen und 
damit in diesen Fällen seinen Stachel verloren. In unser 
Bedauern über die in unserm Kreise künftig fehlenden 
wackeren Weggenossen mischt sich «lie Freude, dass wir 
sie zu den Unsern zählen durften und dass ihnen (das 
Schicksal ein fruchtbares Leben und Wirken beschie- 
den hat. 


Konsumvereine waren, sind und bleiben soziale 
sinrichtungen 


Mögen die Zeiten ändern, mögen die Genossenschaf- 
ten 75, 100 und mehr Jahre alt werden, und mögen die 
Menschen kommen und gehen, der Grundsatz der Ge- 
nossenschaft. bleibt sich immer gleich. Die Kidgenossen- 
schaft ist ein sprechendes Beispiel «lafür; denn sie be- 
ruht im Prinzip auch heute noch auf jenem elementaren 
Leitmotiv, das einst dem alten Bune Sinn und Rich- 
tung gab: sich gegenseitig in Not und Gefahr beizu- 
stehen! Diese Notwendigkeit gerät in guten "Tagen leicht 
in Vergessenheit; aber der leichte Tag darf uns nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass die Solidarität heute 
nicht weniger am Platze ist wie damals, als sich die 
geplagten Bidgenossen auf dem Rütli zum ewigen Bunde 
zusammenschlossen oder als in wirtschaftlicher Be- 
ziehung aus einem nicht weniger dringlichen Bedürfnis 
heraus die alten, heute noch erhaltenen Allmendgenos- 
senschaften entstanden. 

Seit jenen ersten Anfängen sind die Genossenschaften 
längst zu einem wirtschaftlichen und rechtlichen Gebilde 
und Begriffe geworden: sie vereinigen nieht nur die 
Schwachen zu einer stärkeren Einheit, sondern werden 
auch von «den Starken selbst dort als nützliches Instru- 
ment benützt, wo es ihren Interessen «lient. Darum fehlt 
dem Kampf gegen die schweizerische Konsumvereins- 
bewegung — als einem besonders potenten un« nütz- 
lichen Zusammenschluss der wirtschaftlich Schwächern-, 
wieeru.a.inirreführenden, gehässigen Pressekampagnen 
oder neuerdings in den Bestrebungen auf ihre stärkere 
steuerliche Erfassung (Rückvergütung, Ausgleichssteuer 
usw.) zum Ausdruck kommt — jede Logik und Berech- 
tigung. 

Alle Einwände vermögen die lapidare Tatsache nicht 
auszuwischen, dass «die Konsumvereine zu den ersten 
sozialen Institutionen gehörten, die sich bereits in der 
Zeit des Frühkapitalismus mit seiner forcierten Indu- 
strialisierung, seiner geradezu brutalen Ausnützung der 
Maschine und seiner häufigen Vernachlässigung oder 
gar Missachtung des Menschen «durch die Zusammen- 
fassung seiner Kaufkraft schon sehr früh des geplagten 
Individuums angenommen haben. Die starke Ent- 
wicklung der auf den Rochdaler Grundsätzen aufgebau- 
ten Konsumvereine war nichts anderes als Ausdruck 
der Befriedigung eines latenten materiellen und ideellen 
Bedürfnisses. Es kam sicher nicht von ungefähr, dass 
aus jener Zeit die grossen Sozialpolitiker aller Partei- 
schattierungen, Gelehrte, Pfarrer, Ärzte, Arbeiter usw. 
hervorgegangen sind, Sie sahen die Misstände und haben 
sowohl aus menschlichem Mitgefühl als aus staats- 
politischem Verantwortungsbewusstsein heraus sich der 
Interessen des einfachen Volkes angenommen. Ihr Be- 
mühen war und unseres bleibt fruchtbare Pionierarbeit 
für den sozialen Fortschritt, der unsere Zeit auszeich- 
net und der immer mehr zum selbstverständlichen Be- 


griff jedes aufgeschlossenen Wirtschafters geworden ist. 
Die Besserstellung des werktätigen Volkes ist nicht ein 
Produkt des Zufalls, anfänglich auch nicht der Frei- 
willigkeit, sondern sie ist die mit der Zeit natürlich ge- 
reifte Frucht jener Saat, «die die tapfern Pioniere für die 
Verbesserung der ökonomischen Grundlagen des Volkes 
vor vielen Jahren inmitten des manchesterlichen Den- 
kens ausgestreut und betreut haben. Mochte ihr Erfolg 
lange Zeit recht, klein sein, so haben sie doch in enger 
Zusammenarbeit als Erste die ideellen Grundlagen ge- 
schaffen, die neben «ler materiellen Erstarkung unserer 
Wirtschaft die unerlässliche Vorbedingung des sozialen 
Fortschritts waren. Seine Nutzniesser mögen daher jene 
Männer und Institutionen nicht. vergessen, die einst. die 
geistigen Wegbereiter waren. 

An der Überbrückung der Gegensätze und an der 
Verwirklichung dieses Ziels haben «die Konsumgenos- 
senschaften einen wesentlichen Anteil; denn in ihnen 
kamen und kommen die Bürger aller Schichten zusam- 
men, um in gemeinsamer Zusammenarbeit für die Wa- 
renvermittlung an ihre Mitglieder zu gerechten Preisen 
und in einwandfreier Qualität zu sorgen. Wie notwendig 
das oft war, zeigt die ganze Entwicklungsgeschichte der 
Konsumvereine. In Ihren Bestrebungen lag und liegt 
nichts Revolutionäres; wenn sie den vernünftigen Ge- 
danken ins Werk setzen, <lem wirtschaftlich Schwachen 
zu helfen, so verfolgen sie ein Ziel, das jeden gerechten 
Menschen und Eidgenossen beseelen muss. Nichts ver- 
mag auch nur annähernd die sozialen Gegensätze besser 
auszugleichen und «ie so notwendige Befriedung un- 
seres Volkes mehr zu fördern als das Verständnis und 
«das Gerechtigkeitsgefühl für «lie nicht mit Gütern ge- 
segneten Zeitgenossen. Kine Genossenschaft. die nach 
solchen Zielen strebt, ist auch heute em nützliches Glied 
unserer staatlichen Gemeinschaft, das Achtung und nicht 
“ Anfeindung verdient und das sich durch die ihm inne- 
wohnende ethische Kraft trotz aller Widersacher im- 
mer behaupten wird. 

Ihre ganze Zweckbestimmung zeigt, dass unsere Ge- 
nossenschaften nicht einfach in dieses oder jenes Wirt- 
schaftssystem einzureihen sind: denn sie sind und blei- 
ben ihrem Wesen nach eine Rechts- und Wirtschafts- 
form für sich, sind weder ein Produkt des Kapitalismus 
noch des Sozialismus, sondern gehen in ihrem Ursprung 
auf die einfache und doch so tiefe menschliche Erkemnt- 
nis zurück, die zu allen Zeiten die Gerechten zu verbin- 
den vermochte und die der Ausgangspunkt der christ- 
lichen Lehre überhaupt ist: dass der Nächste seinem 
Nächsten dienen und helfen soll! Darum ist der letzte 
Zweck der echten Genossenschaft nicht der Verdienst, 
sondern der Dienst. Darin liegt der entscheidende Un- 
terschied! Dass solche aus dem Gemeinschaftssinn ge- 
borene Gebilde ihrer ganzen Aufgabe nach sich in einer 
etwas andern Geistesrichtung bewegen als die sogenann- 
ten kapitalistischen Unternehmen, liegt im Wesensunter- 
schied der beiclen Ideologien begründet. Das soll und 
darf beide Teile indessen nicht daran hindern, auf ihre 
Art einträchtig und in gegenseitiger Achtung neben- 
einander zu bestehen und nützliche Glieder unserer 
Wirtschaft zu sein. 


Die Konsumgenossenschaften und die Bundesfinanz- 
ordnung 


Die um den Verband schweiz. Konsumvereine grup- 
pierten Genossenschaften sind sieh längst ihrer wirt- 


schaftlichen Stellung, ihrer Aufgabe, aber auch ihrer 
Grenzen bewusst. Wir wissen, dass wir in unserm gros- 
sen Wirtschaftsgefüge nur ein Glied sind, das — wie alle 
übrigen Wirtschaftsteile - in ihm eine ganz bestimmte 
ökonomische und soziale Aufgabe zu erfüllen hat. Wir 
sind auch gerecht und einsichtig genug, um die anders 
geartete Zweckbestimmung der übrigen Wirtschafts- 
zweige anzuerkennen. Darum verlangen wir nichts wei- 
ter, als dass man von der andern Seite auch uns Ge- 
rechtigkeit widerfahren lässt, d. h. uns nicht nach dem 
Rezept des Gewerbverbandes quasi zu Schädlingen un- 
serer Wirtschaft stempelt, die durch eine rigorose 
Steuerpolitik in ihren materiellen Grundlagen ge- 
schwächt werden sollen. Gegen diesen Rückfall in die 
einstige asoziale Einstellung gegen die Genossenschaft 
müssen und werden wir uns zur Wehr setzen. Wir be- 
anspruchen für uns keine Staatshilfe und keine unange- 
brachten steuerlichen Privilegien, sondern lediglich «die 
Aufrechterhaltung jenes an sich bescheidenen fiska- 
lischen Zugeständnisses, das im Kampf um die mate- 
rielle Besserstellung des Volkes einst allen wirtschaft. 
lich Schwächern, also auch den Genossenschaften aus 
sozialen Motiven zugestanden wurde. ‚Jene sozialen 
Überlegungen haben im allgemeinen auch heute noch 
dieselbe Berechtigung wie damals und deshalb treten 
wir mit der alten Behurrlichkeit für die Erfüllung un- 
serer Zweckbestimmung ein. Die gewerbliche Propa- 
ganda für eine zunehmende Besteuerung der Rückver- 
gütung rührt bei uns an eine besonders empfindliche, 
weniger finanzielle als grundsätzliche Stelle, weil hier- 
«dureh ja nicht die Genossenschaften, sondern die schutz- 
bedürftigen Konsumenten getroffen würden. Die Miss- 
achtung unseres Standpunktes in dieser Hinsicht und der 
aus der gleichen politischen Küche stammende Vorschlag 
auf Weiterführung der monströsen Ausgleichssteuer — 
einer Strafsteuer für wirtschaftliche Tüchtigkeit auf 
einem einzigen, dem Gewerbe missliebigen Gebiet - und 
ihre Verkoppelung mit dem neuen Finanzprogramm 
machen diese Vorlage für uns schlechthin unannehmbar. 
Sie zwingen uns, uns noch näher zusammenzuschliessen 
und mit vereinten Kräften und zusammen mit andern 
Gegnern der Vorlage den Kampf gegen eine solch krasse 
Rechtsungleichheit und Benachteiligung zu führen. Die 
Verantwortung für das Scheitern dieser staats- und 
finanzpolitisch bedeutungsvollen Vorlage tragen jene, 
die mit ihr alte gewerbepolitische Sonderziele zur Be- 
kämpfung der missliebigen Genossenschaften erzielen 
wollen. 

Wir würden es im Grunde sehr bedauern, wenn wir der 
mühsam zustandegekommenen neuen Finanzordnung 
unsere Zustimmung versagen müssten; denn auch und 
gerade wir sehen die staatspolitische Notwendigkeit 
einer neuen Finanzordnung des Bundes ein. Aber sie soll 
ein Werk des gerechten Ausgleichs und nicht der Will- 
kür sein, nicht ein Anschlag gegen die gewissen Kreisen 
missbeliebigen Genossenschaften und gegen die aus der 
heutigen Wirtschaftsordnung herausgewachsenen und 
der modernen Wirtschaftstechnik entsprechenden Gross- 
betriebe. Eines ist sicher: Mit der Bekämpfung der Ge- 
nossenschaften wird der Sache der Verständigung und 
des sozialen Ausgleichs ein schlechter Dienst erwiesen; 
denn anstatt durch eine verständnisvolle Zusammen- 
arbeit die Gegensätze auszugleichen, pflanzt man neue 
Zerwürfnisse. 

Viele, die sich heute in die Kampffront gegen die Ge- 
nossenschaften einreihen lassen, geben sich im übrigen 
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meistens überhaupt nicht Rechenschaft über ihren San 
und ihre auch in unserer Zeit zwar unverändert bedeut- 
same, doch für niemanden bedrohliche soziale und wirt- 
schaftliche Bestimmung. Die Tatsache. dass nach den 
eigenen Angaben der Detaillisten beispielsweise im Jahre 
1938 54°, und im Jahre 1948 S3°,, des Detailhandels- 
umsatzes auf die privaten Händler entfielen, widerlegt 
in eindrücklicher Weise die unrichtige Behauptung von 
der Verdrängung des privaten Detailhandels oder gar 
der Beherrschung unserer Wirtschaft durch die Genos- 
senschaften. Es ist deshalb völlig abwegig, im Sinne der 
tiewerbekreise von einem Genossenschaftsproblem zu 
reden: denn es existiert nieht; — es existiert so wenig, 
wie es ein Detaillistenproblem gibt! Beide Wirtschafts- 
formen haben längst ihre KRinderkrankheiten über- 
wunden, ihre Existenzberechtigung bewiesen und sind 
heute aus unserem Wirtschaftsgefüge nicht mehr weg- 
zudenken. Wichtig ist nur, dass sie und ihre Organisa- 
tionen sich stets auf ihre Aufgabe. ihre Grenzen und ihre 
staatspolitische Verpflichtung besinnen, - eine Mahnung, 
die angesichts der oft rigorosen Methoden der Gewerbe- 
politiker für die Gewerbekreise entschieden mehr gilt 
als für die Genossenschaften! 


Wir suchen den Kampf nieht, aber wir scheuen ihn auch 
nieht 


Die Lösung der aufgetretenen Schwierigkeiten oder 
des dureh übereifrige Elemente oft gewaltsam genährten 
Antagonismus ist weniger eine Frage der Doktrin als 
eine solche des wirtschaftlichen Gefühls, des Takts und 
des gegenseitigen Verständnisses. Es liegt in der Natur 
des Menschen und seines Hangs zum Egoismus, dass er 
sich bemüht, seine Position zu erhalten oder zu verbes- 
sern. Das ist im Gewerbe nicht anders als bei uns und ist. 
gewiss ein durchaus ehrenwertes Bestreben, wie die 
ganze imposante wirtschaftliche Entwicklung der 
Schweiz und der daraus entstandene erfreuliche soziale 
und wirtschaftliche Fortschritt zeigt. Das Stossende 
liegt nur darin, dass die meisten den eigenen Fortschritt 
stets in Ordnung finden, jenen der andern aber als eine 
latente Gefahr betrachten und darob Zeter und Mordio 
schreien! Solcher Einstellung fehlt entschieden jede ver- 
nünftige Konzeption: diese müsste immer und überall 
primär davon ausgehen, dass wir Bürger und Betriebe 
desselben Landes sind und dass demgemäss auch alle an 
seiner ökonomischen Behauptung innerhalb der grossen 
Weltwirtschaft dasselbe vitale Interesse haben. Die 
schweizerische Wirtschaft steht und fällt nicht nur mit 
ihrer produktiven Leistung allein, sondern ihre Bewäh- 
rung im grossen und im kleinen setzt angesichts ihrer 
ungeheuren Intensität wie vielleicht nirgends das sinn- 
volle Zusammenspiel und die politische und soziale Be- 
friedung voraus. Darum gehört die sorgsame Pflege der 
Interessen des werktätigen Volkes, dessen sich die Kon- 
sumgenossenschaften in besonderer Weise angenommen 
haben, ebensosehr zu einem der Grundpfeiler unserer 
nationalen Einheit und Prosperität wie die Erhaltung 

des Gewerbes, der Industrie und der Landwirtschaft, die 
vielerorts offensichtlich so viel höher im Kurs zu stehen 
scheinen. 

Der V.S.K. und die um ihn gruppierten Konsum- 
vereine sind und waren immer bereit, sich in diese weg- 
leitenden Richtpunkte unserer Wirtschafts- und Staats- 
politik einzuordnen. Darum suchen wir den Kampf 
nicht und sind nach wie vor für ein verständnisvolles 
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Nebeneinanderbestehen; aber wir scheuen ihn auch 
nieht, wenn er uns weiterhin durch unsere Widersacher 
aufgedrängt wird! Denn wir sind der Überzeugung, dass 
die Konsumgenossenschaften nach wie vor eine not- 
wendige Aufgabe zu erfüllen haben und dass die ge- 
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ls waren vortroten: 


Der Bundesrat der Schweizerischen Midgenossenschaft: 
Der Regierungsrat des Kantons Zürich: 
Der Stadtrat von Zurich: 


Der Internationale Genossenschaftsbund: 


Der Verband dänischer Konsumgenossenschaften (laolles- 
foreningen for Danmarks Brugsforeninger), Kopenhagen: 


Dor Zentralvorband «euischer Konsummgenossenschaften 
e.V., Hamburg: 


Die Grossoinkaufs-Gesollschaft deutscher Konsumgenossen- 
schaften (GEG), Hamburg: 


Die Finnische Grosseinkaufs-Gesellschaft OTK (Osuuk- 


stukkukauppa). Helsinki: 
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Der Verband französischer Konsumgenossenschaften (Fe- 
deration Nationnle des Cooperatives de Consommation), 
Paris und die 


Grosseinkanfs-Gesellschaft französischer Konsumgenossen- 
schaften (Societ6 gen6rale des cvooperutives de eonsomm- 
mation). Paris: 


dejejetece de geh 


Der Britischo Genossenschaftsbunel (Co-operative Union 
Lid.). Manchester: 
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ie Die Grosseinkaufs-Gesellschaft englischer Konsunngenos- 
*  senschaften (Co-operativo Wholesale Society Titd.), Man- 


ehoster: 


Die Grosseinkaufs-Gesellschaft schottischer Konsumgenos- 
senschaften (Scottish Co-oporative Wholesale Society Ltd.) 
Glasgow: 


Der Verband niederländischer Konsumgenossenschaften 
(Nederlandse Verbruikscoöperaties), Rottordam: 


Der Verband norwegischer Konsumgenossenschnfien (Nor- 
ges Kooperative Landsforoning), Oslo: 


Der «Konsumverband», Zontralverband österreielischer 


Konsumgenossenschaften,. Wien: 
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Die Grosseinkaufs-Gesellschaft österreichischer Consum- 


vereine, Wien: 


Der Verband schwedischer Konsumgenossensehaften (Ko- 
operative Förbundet), Stockholm: 


Der Konsumgenossenschaftliehe Prauonbund der Schweiz 
(KFS): 


Die Union des Cooptratricos romandes: 


Der Verband ostschweizerischer landwirtschaftlicher Ge- 
nossonschaften (VOLG), Winterthur: 


Der Schweizerische, Bauornverband, Brugg: 
Der Schweizerische Geweikschaftsbund, Bern: 
Der Verband sozinler Baubetriebe, Zürich: 


Der Verband Schweizerischer Darlohenskassen 
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nossenschuftliche Ideologie heute und in Zukunft stark 
genug ist, um den Genossenschaften im Rahmen der 
mannigfachen Bestimmungen unserer Wirtschaft dort 
den ihnen gebührenden Platz zu sichern, wo ihre Mit- 
arbeit einem wirtschaftlichen Bedürfnis entspricht. Ihre 
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Herrn Bundesrat Dr. Max Weber, Vorsteher des Bidg. gr 
Finanz- und Zolldepurtementes. 
de 

Heren Regierungsrat Rudolf Meier, kantonaler Volks- > 
wirtschaftsdirektor. > 
% 

Heren Nationalrat Dr. Willy Spüihler Stadtrat und Vorsteher m 
des Gesundheits- und Wirtschaftsumtes der Stadt Zurich, 
Sie Harry Gill. er 
Die Herren M. Refsgaurd Vhogersen und Hjulınar Thoger- 
sen. * 
Die Herren Dr, Hans Backeberg und Karl-August Ellen- a8 
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beck. 
Die Herren Haus Prederiksen und Jakob Mui. 


Die Herren Juho Lädesnieni und Evro Sulovaara. 


Heren Georges Heitz. 


Die Herren W. Hansell und A. ( 


Herrn Norinun Wood. 


Div Herren John Aitehison und William Perguson. 
Frau H. Straalınan une Kleren Thönissen. 

Hesen Kjell Aurnes. 

Heren Dr. Karl lellech. 

Heren Pranz Brandt. 

Die Herren Binar Asınan und Kumut Briksson. 


Frau BE. Loss 
Gertrud Ziegler. 


Frau E. Deeummex. Frau L. Steucdler. 


Die Herren Nationalrat Robert Bratschi und Jean Mori, 


Heren Ignaz Kgger. 
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Yrau B. Thommen, Frau L. Wirth, Prau 


Herm Dr. Brust Durtschi. 


Herrn Birnst Nebi. 
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Herrn Gustav Spinnler, 


sittlichen und wirtschaftlichen Kräfte werden auf (lie 
Dauer gewiss stärker sein als jede noch so ausgeklügelte 
Antigenossenschaftspolitik. Dass auch ein anderer Weg 
möglich ist, hat beispielsweise das kleine, vom Krieg 
heimgesuchte tapfere Norwegen bewiesen, wo die Ge- 
nossenschaften und die Gewerbler unter Mitwirkung des 
Staates eine Fabrik der Waschmittelbranche erworben 
haben und sie mit Erfolg gemeinsam betreiben. Ein Bei- 
spiel dafür, dass der Sinn für die Zusammenarbeit ander- 
orts manchmal lebendiger ist als in der vielgepriesenen 
klassischen Demokratie der Schweiz! Jeder möge, stehe 
er, wo immer es sei, vor seinem stautspolitischen Ge- 
wissen sich ernsthaft darüber Rechenschaft geben, ob 
vor den eidgenössischen Grundsätzen ein vernünftiger 
Aysgleich «der Interessengegensätze oder ein sturer 
Kampf um die vielen grossen und kleinen Widerwärtig- 
keiten, die ihm meistens zugrunde liegen, besser zu 
rechtfertigen ist. 
a ET 
Im bestmöglichen Dienst liegt die Bewährung 
der Genossenschaften 


Aber bedenken wir noch eines: weder die genossen- 
schaftliche Doktrin als Ausgangspunkt der ganzen 
Tätigkeit unserer Genossenschaften noch die Verstän- 
dligungsbereitschaft genügen allein schon zur weitern 
Bewährung der Genossenschaften. Eine der entschei- 
denden Voraussetzungen dazu ist und bleibt zu allen 
Zeiten ihr wirkungsvoller und überzeugender ma- 
terieller Dienst für ihre Mitglieder und ihre Käufer. Das 
bedeutet, dass auch wir uns bei der Erfüllung der uns 
gestellten Aufgaben nieht an überholte Methoden und 
Begriffe festklammern dürfen, sondern gerade darin den 
Wandlungen und veränderten Bedürfnissen unserer Zeit 
in beweglicher Weise Rechnung zu tragen haben. Darum 
können wir den eingetretenen und vielleicht auch künf- 
tig eintretenden Neuerungen in den Verkaufsmethoden, 
der sorgfältigen Kalkulation, der einwandfreien Qualität 
und den zeitgemässen, gerechten Preisen nie zuviel Be- 
achtung schenken. Diese Faktoren sind die massgeb- 
lichen Kriterien, nach denen die Genossenschafter un- 
sere Bewegung beurteilen und die infolgedessen über 
ihre Fortentwieklung entscheiden. Wenn wir darin er- 
folgreich bestehen wollen. müssen also auch wir mo- 
(lernisieren, konzentrieren. rationalisieren! 

Der Schlüssel dazu liegt immer und überall, also auch 
bei cdden Genossenschaften, in den verantwortlichen Per- 
sonen und Leitern. Sie entscheiden über die Geschäfte 
und über das richtige Mass der Dinge: sie sollen in allen 
die anfeuernden und überzeugenden Interpreten der 
genossenschaftlichen Wirtschaftsauffassung sein. Das 
bedeutet von selbst, dass auch für uns der 'Tüchtigste 
gerade gut genug ist, und dass wir heute und in Zukunft 
nicht nur der Modernisierung der Verkaufsläden und der 
Verkaufssysteme, sondern auch dem Faktor Mensch 
die ihm zukommende Beachtung schenken. In all un- 
serm Tun und Denken wollen wir aber jene weise Er- 
mahnung Balzae’s nicht vergessen, der sagte: 


«Wer über das Ziel hinausschiesst. ist ebensoweit. von 
ihm entfernt, wie jener, der ihm überhaupt nicht 
nahekommmt.» 
Damit weist Balzac auch unsern Genossenschaftern den 
Wege nicht in die Extreme, sondern zur Mitte, zum or- 
ganischen Aufbau, zur Verständigung und zur weisen 
Beschränkung auf unsere hohe Bestimmung. 
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Jahresbericht und Jahresrechnung 


besprochen von Nationalrat E. Herzoy, Präsident der Verbandsdirektion. 


‚Jahresbericht und ‚Jahresrechnung des Verbandes 
schen über die Tätigkeit des Verbandes und seiner Be- 
hörden erschöpfend Auskunft. Die Direktion und die 
Behörden beantragen, ‚Jahresbericht und Jahresrech- 
nung zu genehmigen, dem Vorschlag für die Verwen- 
dung des Überschusses zuzustimmen und den verant- 
wortlichen Organen Entlastung zu erteilen. 

Es ist aber doch angebracht, einige Erläuterungen 
zum ‚Tahresberieht und zur ‚Jahresrechnung beizufügen 
und zu einigen wirtschaftspolitischen Fragen unseren 
Standpunkt noch näher zu umschreiben. 


Zum Umsatz des V.S.K. und seiner 
Verbandsvereine 


Der Umsatz des Verbandes betrug im Jahre 1952 
ohne Zweckgenossenschaften Fr. 468524 103.- gegen 
Fr. 455391 630.- im Vorjahr. Die Zunahme beträgt so- 
mit Fr. 13132473.- oder 2,9%. Inklusive Zweckgenos- 
senschaften beträgt der Umsatz 1952 Fr. 517501467. 
gegen Fr. 503 074 331.- im Jahre 1951, was einer Zu- 
nahme von Fr. 14-427 136.- oder 2,6%, entspricht. 

Die Betriebskosten sind von Fr. 14531418.- im 
‚Jahre 1951 auf Fr. 15565211.- im Jahre 1952 gestiegen, 
das sind Fr. 1033793.- oder 7,1%, mehr. Auf die Per- 
sonalkosten allein entfallen im Jahre 1952 Fr. 12366 090.- 
gegen Fr. 11291734.- im Vorjahr; sie haben sich also 
um Fr. 1074356.- oder 9,5%, vermehrt. Während die 
Sachkosten eher etwas gesenkt werden konnten, ver- 
zeichnen wir anderseits eine Zunahme der Personal- 
kosten. 

In allen V.S.K.-Abteilungen beschäftigten wir am 
31. Dezember 1952 119] definitiv und provisorisch an- 
gestellte Personen. In dieser Zahl sind die beschäftigten 
Aushilfen von durchschnittlich 184 Personen im ‚Jahre 
1952 nicht inbegriffen. 

Die Zahl der Verbandsvereine und Zweckgenossen- 
schaften ist mit 572 im Jahre 1952 gleich geblieben wie 
im Vorjahr. Unsere Verbandsvereine weisen für das 
‚Jahr 1952 588725 Mitglieder aus (Vorjahr 564718), was 
einer Zunahme von 24006 oder 4,3%, entspricht. 

Der Umsatz unserer Verbandsvereine betrug im 
Jahre 1952 Fr. 820886 240.- gegen Fr. 764676276.- im 
Vorjahr. Die Zunahme beträgt Fr. 56209964.- oder 
7.4°,. Dieser Umsatz wurde, abgesehen von den grös- 
sten Vereinen, in hunderten zum Teil kleinen und klein- 
sten Ortschaften und Konsumgenossenschaften erzielt. 
Sie befinden sich in Selbstverwaltung «der Mitglieder. 
Das stärkt in uns das Bewusstsein, unsere Aufgaben 
in enger Verbundenheit mit allen Volksschichten er- 
füllen zu können. 

Aus der Umsatzentwicklung des V.S.K. und der ihm 
angeschlossenen Vereine ist ersichtlich, dass auf ein- 
zelnen Gebieten eher eine Stagnation oder doch eine nur 
leichte Erhöhung eingetreten ist, so zum Beispiel bei 
Schuhwaren und Textilien. Letztere weisen allerdings 
vegenüber dem ‚Jahr 1951 cher wieder eine Umsatz- 
verbesserung auf. Die Zunahme von 2,9 bzw. 2,6%, für 
den ganzen V.S.K. oder 7,4%, im Detailverkauf bei den 
Verbandsvereinen ist vornehmlich auf Mehrumsätze in 
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Lebensmitteln und Haushaltungsgegenständen zurück- 
zuführen. 


Die «Bedrohung» des privaten Kleinhandels 


Soweit ein Vergleich mit andern Unternehmungen (des 
Lebensmittelhandels überhaupt möglich ist und uns 
die Zahlen zugänglich waren (denn nicht alle diese 
Unternehmungen legen in der Öffentlichkeit in gleich 
ausführlicher Weise Rechenschaft ab wie wir), ergibt 
sich folgendes Bild: 

Prozentuale Umsatzzunahme gegenüber dem Vorjahr: 


V.S.K. inkl. Zweekgenossenschaften . . .. 4 23,6 

VOLG + 35 

Usego 64 

Alro 10,2 
l 


Kolonial-BG, Burgdorf 


Wenn angenommen wird, dass diese Eingros-Organisa- 
tionen des Detailhandels die gleiche Struktur aufweisen 
wie der V.S.K., so stehen die Organisationen des pri- 
vaten Detailhandels nicht etwa an letzter Stelle in der 
Umsatzentwicklung, sondern an der Spitze, und zwar 
in folgender Reihenfolge: 


Alro 

Usego 

Kolonial-BG., Burgdorf 
VOLG. 

V.S.K. 


sms 


Im gesamten Detailhandel betrug die Umsatzver- 
mehrung nach den Angaben des Biga im Jahre 1952 
1,9%. Die V.S.K.-Vereine haben ihren Umsatz um 
7,4%, vermehrt. Verwendet man beim privaten Detail- 
handel zur Berechnung der Umsatzentwicklung die 
gleiche Umsatzzusammensetzung wie bei den Konsum- 
genossenschaften, so ist bei ihm nicht eine Umsatz- 
vermehrung von 1,9, sondern von 3,3%, zu verzeichnen. 

Das allein gibt allerdings noch kein genügend klares 
Bild über die Struktur des Detailhandels und den An- 
teil der einzelnen Betriebsformen am Detailhandels- 
umsatz. Einen besseren Überblick dürften die Zahlen 
geben, (lie auf Grund von Schätzungen in der «Schweiz. 
Detaillisten-Zeitung» am 15. März 1949 publiziert 
wurden. Darnach betrug der Anteil des mittelstän- 
dischen Detailhandels und der grösseren Filialunterneh- 
mungen am gesamten Detailhandelsumsatz der Schweiz 
im Jahre 1938 84,5%, und im Jahre 1948 83,1%. Die 
restlichen 15,5 bzw. 16,9%, verteilen sich, immer nach 
Angaben der «Schweiz. Detaillisten-Zeitung», auf 
Warenhäuser, V.S.K.-Genossenschaften, landwirt- 
schaftliche und übrige Genossenschaften und die Migros. 


In solchem Lichte betrachtet, ist die Behauptung, der 

private Detailhandel werde vornehmlich durch die Kon- 

sumgenossenschaften aufgesogen und vernichtet, wenig 
glaubhaft. 


Gewiss, die angeführten Zahlen stammen aus dem 
‚Jahre 1948 und müssent neu überprüft werden. \Vir ha- 
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ben nichts dagegen, wenn das amtlicherseits im Zusam- 
menhang mit einer Betrienszählung vorgenommen wird. 
Wenn das bis dahin nieht möglich war, dann ist es nicht 
unsere Schuld. Wir glauben zu wissen, dass in Kreisen 
des Detailhandels Opposition gegen eine amtliche sta- 
tistische Erhebung besteht. Bine solehe würde nämlich 
zeigen, wie der private Detailhandel sich in den letzten 
‚Jahren vermehrt und an der Erweiterung des Verkaufs- 
volumens teilgenommen hat. 

Wir haben die Verhältnisse einer mittleren Ortschaft 
der Schweiz, die gegenwärtig rund 13000 Einwohner 
zählt, ein wenig näher untersucht. Im Jahre 1945 waren 
esnoch rund 9500 Einwohner. In dieser Ortschaft befin- 
densich zur Zeit 66 Detailläden der verschiedensten Bran- 
chen. Der dortige Konsumverein unterhält von diesen 
66 Läden nur 6 Verkaufsstellen. Schon im Jahre 1945 
hatte er deren 5. Er hat also sein Filialnetz nur um 
einen einzigen Laden erweitert. Von (diesen 66 Detail- 
geschäften befassen sich 36 mit dem Verkauf von 
Lebensmitteln inklusive der 6 Konsumfilialen und einer 
Filiale der landwirtschaftlichen Genossenschaft. Im 
Jahre 1952 sind in «dieser Gemeinde ein Kaufhaus in 
Form einer Aktiengesellschaft sowie 12 andere Detail- 
handelsgeschäfte eröffnet worden. Wir wollten dieses 
Beispiel, das nicht allein «lastehen dürfte, anführen, um 
der Öffentlichkeit einmal vor Augen zu führen, wo die 
starke Konkurrenzierung (des privaten Detailhandels 
zu suchen ist und wo die Herren des Gewerbeverbandes 
ihr Seziermesser ansetzen sollten, nämlich in ihren 
eigenen Reihen. 


Neue Verkaufsmethoden 
in den Konsumgenossenschaften 


Bei der Beurteilung der gesamten Entwicklung muss 
auch das Aufkommen neuer Verkaufsmethoden in Be- 
tracht gezogen werden. Der Selbstbedienungsladen ist 
in den vergangenen vier ‚Jahren stark in den Vorder- 
grund getreten. Die Vereine des Verbandes schweiz. 
Konsumvereine haben dieser Entwicklung weitgehend 
Rechnung getragen. Ende des Jahres 1952 wiesen die 
Verbandsvereine 108 Selbstbedienungsläden auf, das 
sind allerdings nur 3,5% aller Verkaufsstellen. Die Ent- 
wicklung ist nicht abgeschlossen und schon stehen im 
besondern unsere grösseren Vereine wieder vor neuen 
Problemen, die genauer Beobachtung und Bearbeitung 
bedürfen. Soll an Stelle des Selbstbedienungsladens der 
Tempo-Laden treten, oder hat der Tempo-Laden wie 
der Normalbedienungsladen neben dem Selbstbedie- 
nungsladen seine Existenzberechtigung ? Soll an Stelle 
des zentralen Kaufhauses der Quartier-Supermarket er- 
richtet werden ? Das sind alles Fragen, die in absehbarer 
Zeit ihre Beantwortung erfahren müssen. Dabei darf 
nicht übersehen werden, dass sehr oft finanzielle Mittel 
investiert werden müssen, die von kleineren oder mitt- 
leren Vereinen, oft auch von grossen Genossenschaften, 
nur schwer aufgebracht werden können. 


Zu wirtschaftspolitischen Fragen 


Unsere besondere Aufmerksamkeit muss auch der all- 
gemeinen wirtschaftlichen lentwicklung entgegenge- 
bracht werden. Im schweizerischen Aussenhandel hat 
sieh die seit einigen Monaten abgezeichnete stabile, eher 


rückläufige Tendenz fortgesetzt. Mengen- und wert- 
mässig verzeichnen wir eine schwächere Einfuhr auf fast 
allen Gebieten (der Rohstoffe, Berlarfsartikel und Lebens- 
mittel. Bin nicht unwesentlicher Lagerabbau im Inland 
ist die Ursache clieser Entwicklung. Dieser Lagerabbau 
dürfte zusammenhängen mit den unsicheren, zum Teil 
cher rückläufigen Preisbewegungen im Ausland. 


Auf der andern Seite ist eine wenig veränderte, ber 
leicht steigende mengen- und wertmässige Ausfuhr zu 
verzeichnen, ein Hinweis dafür, dass vorläufig noch mit 
einer guten Konjunktur zu rechnen ist. sofern auch im 
Inland, vor allem im Bausektor kein Absinken des Be- 
darfes an Wohnungen und damit des Beschäftigungs- 
grades in diesem Gewerbe eintritt. Die Zahl der bau- 
bewilligten Wohnungen in +2 berichterstattenden (re- 
meinden betrug nach den Angaben des Biga im ‚Jahre 
1952 14680, und die Zahl der fertigerstellten Woh- 
nungen 14274. Diese Zahlen blieben etwas hinter dem 
Vorjahr zurück. Der Wohnungsbedarf, im besondern 
an Wohnungen für bescheidene Einkommen, ist aber 
noch so gross, dass vorläufig mit einem Stillstand nicht 
gerechnet werden kann. 


Wir haben uns deshalb, wie aus dem ‚Jahresbericht 
ersiehtlieh ist, für die Weiterführung der Preiskontrolle 
eingesetzt. 


Dabei dachten wir in erster Linie an die Notwendig- 
keit, vor allem die Mietpreise auch weiterhin unter Kon- 
trolle halten zu können. Ausserdem sollte der Bund 
angesichts der unsicheren weltpolitischen Lage auf an- 
dern Gebieten der Wirtschaft die Möglichkeit haben, mit 
der Preisüberwachung, evtl. der Preiskontrolle, sofort 
eingreifen zu können, sobald sich ein soleher Eingriff als 
notwendig erweisen sollte. 


Die Lebenshaltungskosten bewegen sich immer noch 
auf der Höhe von 170 Punkten. Wenn sie auch in den 
letzten Monaten eine kleine Abschwächung erfahren 
haben, so stehen dieser anderseits wieder Auftriebs- 
tendenzen im Inland gegenüber. Im allgemeinen kann 
man aber sagen, dass für die weltpolitische und welt- 
wirtschaftliche Situation, wenn sie auch nach wie vor 
undurchsichtig und wenig abgeklärt ist, eine ruhige Be- 
urteilung am Platze ist. 


Anders stellt sich die Frage, wenn wir einige Inlands- 
probleme betrachten. Über die Preiskontrolle und un- 
sere Stellungnahme dazu, habe ich bereits einige Worte 
gesagt. Ein anderes wichtiges Problem ist die Neu- 
ordnung der Getreideversorgung. Diese beschäftigte uns 
im abgelaufenen Berichtsjahr sehr stark. Wir haben 
auch im ‚Jahresbericht einiges dlarüber geschrieben. Die 
Verhandlungen in der Bundesversammlung sind noch 
nicht abgeschlossen: der Nationalrat wird sich in der 
Junisession mit der Frage zu beschäftigen haben. 


Wir müssen an der Forderung, dass dem Begehren der 
Mühle in Rivaz endlich Reehnung getragen werde, fest- 
halten. 


Es scheint allerdings, dass in der Übergangsordnung. 
die ja jetzt allein zur Diskussion steht, und nicht die 
gesamte Neuordnung der Getreidegesetzgebung. «lie 
neue Kontingentsberechnung nieht besonders erwähnt 

(Fortsetzung Seite 232) 
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Seere Bilderreihe: Sir Harry @ill, der Präsident des Internationalen 
Gino: nschaftsbundes, ein guter Kenner der Inndschaftlichen 
®#chönheiton unseres lundes und ein bugeisterter Freund Zürichs. 
Mendearut Dr. M. Weber, als hoher offizieller Gast an der Versamm- 
bzunz, die er wohl auch «von der andern Seiten noch in Erinnerung 
haat. 

febkanur den hohen Gästen, auch den Delegierten wartete in Zurich 
“in reundlicher und hübscher Empfang. 

res Paula Ryser (rechts), das zurüektretende Mitglied des Ver- 
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waltungsrates, zusammen mit ihrer Nachfolgerin, Frau Fulda 

Kunz, an der Delegiertenversammlung des Konsurmgenossen- 

schaftlichen Franenbundes (KFS). 

re Bihler: : Die Versammlung, im Vordergrund der Tisch 
der ausländischen Gäste. Prüsident der Verwaltungskommission 
des Lebensmittelvereins Zürich. Friedrich Heeb, und Vizepräsi- 
dent der diesjührigen Deleziertenversammlung. 

Unter dem Regenbogenbanner auf «hoher Fahrt» — diesmal auf 
dem Zürichsee. 
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werden soll. Es darf aber unserseits kein Zweifel darüber 
gelassen werden, dass die Neuberechnung der Kon- 
tingente kommen muss. Sie ist auch möglieh mit den 
Vorsehlägen des Bundesrates, wie sie jetzt in der Bun- 
desversammlung behandelt werden. 

Eine andere wiehtige Angelegenheit ist der Erlass des 
Milchbeschlusses zur Ausführung des Landwirtschafts- 
gesetzes. Das Gesetz ist vom Volk angenommen worden. 
Wir haben uns dafür eingesetzt. 


Wenn dem Landwirt, nach unserer Auffassung gerechter- 

weise, für seine Produkte ein kostentragender Preis be- 

willigt wird, der auf einigen Durchsehnittsjahren be- 

rechnet ist, dann muss anderseits der Konsument für 

diese Produkte eine einwandfreie Qualität verlangen 
können. 


Das besonders bei der Mileh, bei der weder im Preis 
noch bei der Qualität eine Korrektur dureh die Einfuhr 
erfolgen kann. Wir sind der Auffassung. dass die nö- 
tigen Ausführungsbestimmungen zum Landwirtschafts- 
gesetz möglichst bald erlassen werden sollten. damit. 
dasselbe in Kraft gesetzt werden kann. Der Mileh- 
beschluss, oder das Milchstatut, wie es genannt wird, 
muss aber eine Gestalt erhalten, die auch dem Kon- 
sumenten die Zustimmung ermöglicht. Neben der 
Quartiereinteilung für den Detailhandel steht die Quali- 
tätsverbesserung der Milch im Vordergrund. Es wäre 
bedauerlich. wenn es Kreise in der Landwirtschaft gäbe, 
die dieses vordringliche Problem nicht sehen oder nicht 
erfassen wollten. Dabei stimmen wir mit all denen 
überein, die die Auffassung vertreten, dass auch die 
Lösung dieser Frage sinngemäss, unter Beobachtung 
aller zusammenhängender Fragen, getroffen werden 
muss. Aber einen allzu langen Aufschub erträgt das 
resolute und restlose Durchgreifen auf diesem Gebiete 
nicht mehr. 

Über die Neuordnung derBundesfinanzen werden wir 
in einem besonderen Traktandum beraten. Unsere Stel- 
lung dazu wird bei dieser Gelegenheit ausführlich zur 
Sprache kommen. Hier sei einzig darauf hingewiesen, 
mit welcher Hartnäckigkeit und mit welchen Mitteln 
unsere wirtschaftlichen Gegner die Bundesfinanzreform 
ihren gewerbepolitischen Sonderinteressen dienstbar zu 
machen versuchen. Da wird behauptet, die Genossen- 
schaften seien Schrittmacher der Staatsallmacht. führ- 
ten zur Vermassung, unterständen der sozialistischen 
Kommandogewalt, führten zur Vernichtung jedes selb- 
ständigen Denkens, usw. Das ist nur eine kleine Auslese 
der Behauptungen, die durch einzelne Leute des Ge- 
werbeverbandes gegen uns aufgestellt wurden, und mit 
denen sie in Ermangelung vernünftiger Argumente so- 
gar Verfassungsartikel zu Werkzeugen ihrer sogenannten 
«freien» wirtschaftlichen Konkurrenz zu machen ver- 
suchen. Obwohl wir es nicht nötig hätten, sei auch er- 
neut an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass 


der Verband schweiz. Konsumvereine, seine ihm ange- 

schlossenen Konsumgenossenschaften und alle Organi- 

sationen. mit denen ihn ein freundschaftliches Verhältnis 

verbindet. fest auf dem demokratischen Boden stehen. 

Unsere Statuten. unsere Struktur, unsere Vergangenheit 
sind hiefür Beweis genug. 


Wir wissen, dass ohne die demokratische Freiheit, wie 
sie in unserem staatlichen Grundgesetz niedergelegt ist, 
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auch die Konsumgenossenschaften, wie wir sie ver- 
stehen. nieht mehr existieren können. Wir verlangen 
keine Monopole, wir verlangen keine Subventionen oder 
Vorreehte, wir verlangen nur, dass uns nicht durch 
staatliche Massnahmen die BEntwicklungsmöglichkeit 


unterbunden werde. 
* 


Zweier Ereignisse im abgelaufenen ‚Jahr möchte ich 
zum Schluss meiner Ausführungen «loch noch gedenken. 
Mitte Oktober 1952 konnten wir 


das»50jährige Bestehen der «Genossenschaft» 


feiern. Dieser Anlass durfte uns alle mit Genugtuung 
und Freude erfüllen. Die «Genossenschaft», früher das 
«Genossenschaftliche Volksblatt», ist zu einem beach- 
teten Organ geworden. Wir danken allen dafür, die sich 
in den letzten Jahren um unsere Zeitung verdient ge- 
macht haben. Die «Genossenschaft» verbindet uns mit 
der Mitgliedschaft und gibt uns Gelegenheit, unsere 
Probleme in aller Öffentlichkeit zu behandeln. Wir ha- 
ben sie in den nächsten Tagen und Monaten nötiger 
denn je, und die Vertretung unseres Standpunktes wird 
sich bei ihr in guten Händen befinden. 
Das zweite erfreuliche Ereignis ist das 


Jubiläum des 25jährigen Bestehens 
(der Genossensehaftliehen Zentralbank, 


die vor 25 Jahren am 2. Januar ihren Betrieb aufge- 
nommen und sich seither zu einem beachtlichen Bank- 
institut entwickelt hat. Dafür sei allen Männern, die 
daran beteiligt waren, der beste Dank ausgesprochen, 
im besonderen unserem Präsidenten, Herrn Direktor 
Küng, dem Direktor der GZB. 


* 
Im Berichtsjahr 1952 verzeichnen wir 
zwei Rücktritte aus der Verbandsdirektion. 


Am 1. April 1952 ist Herr Dr. Leo Müller zurück- 
getreten, nachdem er seit 36 ‚Jahren im Verband tätig 
war und der Direktion seit 1934 angehörte. Dr. Müller 
hat sich durch die Förderung des Verständnisses der 
Konsumenten für die landwirtschaftlichen Kreise ganz 
besondere Verdienste erworben. 

Auf Ende des Berichtsjahres nahm Herr O. Zellweger 
seinen Rücktritt aus der Verbandsdirektion. Auch er hat 
während ‚Jahrzehnten dem Verband gedient und wie 
wohl kaum einer die gesamte Entwicklung miterlebt. 

Auf eine Schilderung der Tätigkeit der beiden zurück- 
getretenen Direktionsmitglieder können wir hier ver- 
zichten, da wir das im Jahresbericht bereits getan haben. 
Wir möchten aber den Anlass nicht, vorübergehen lassen. 
ohne sowohl Herrn Dr. Müller als auch Herrn Zellweger 
den Dank auszusprechen für alles, was sie len Konsum- 
genossenschaften und den Konsumenten gegeben haben. 


* 


Als eine der wichtigsten Aufgaben des Verbandes und 
der ihm angeschlossenen Vereine wird nach wie vor die 
Vertretung der Konsumenteninteressen zu betrachten 
sein. Wir wollen uns diesen Aufgaben unterziehen im 
Bewusstsein, damit auch den allgemeinen Bandesinteres- 
sen zu dienen. 


Ansprache von Bundesrat Dr. M. Weber 
an die Delegierten der schweizerischen Konsumgenossenschaften 


Ich habe die Ehre und die Freude, Ihnen die Grüsse 
ıles Bundesrates zu Ihrer Tagung überbringen zu kön- 
nen. Es ist hie und da kritisch beurteilt worden, dass 
Mitglieder der Landesbehörden an zahlreichen Tagungen 
von Verbänden teilnehmen, und das bringt für sie 
zweifellos auch eine erhebliche Belastung mit sich. Allein 
ıler Bundesrat legt Wert «darauf, mit den wirtschaft- 
lichen Spitzenverbänden, auf ederen Mitarbeit der Staat 
bei der Lösung der Fragen der Wirtschaftpolitik ange- 
wiesen ist, guten Kontakt zu haben und ihn auch durch 
persönliche Fühlungsnahme zu pflegen. Der Sprechende 
kennt die Bedeutung des V.S.K. auf dem Gebiete der 
Landesversorgung und der Preispolitik aus eigener Er- 
fahrung und möchte sich erlauben, gerade zu cliesen 
Problemen einige Ausführungen zu machen, denn cs 
sollte die Tätigkeit der nichtstaatlichen Organisationen 
möglichst gut mit. dlen Bestrebungen der Behörden ko- 
vrdiniert werden, um eine einheitliche Wirkung zu er- 
zielen. 

Als die internationalen politischen Spannungen einen 
bedrohlichen Charakter annahmen. hat der Bundesrat 
Massnahmen getroffen zur Sicherung der Landesver- 
sorgung. Er hat Vorschriften erlassen zur Anlegung von 
Pfiichtlagern und den Handel und die privaten Haus- 
halte aufgefordert, darüber hinaus Vorräte zu halten, 
um die Sicherheit für den Ernstfall zu verstärken. Ob- 
schon die schweren ‚Gewitterwolken sich momentan 
etwas verzogen haben, müssen wir im Interesse des 
Landes cloch ersuchen, von dieser vorsichtlichen Lager- 
politik nicht abzugehen. Es ist ja verständlich, dass der 
Handel in der Regel bei steigenden Preisen die Vorräte 
vermehrt und die Lager rasch abzubauen sucht, wenn 
er eine Preissenkung erwartet. Das letztere ist aber ge- 
fährlich in Zeiten, wie wir sie gegenwärtig erleben, da 
wieder einmal plötzliche Stockungen in der Einfuhr 
eintreten können. 

Die Schwankungen in «er Lagerhaltung sollten auch 
aus konjunkturpolitischen Gründen möglichst vermieden 
werden. Denn sie sind nicht nur Folge, sondern häufig 
auch selbst Ursache von Preisveränderungen. Ein 
stabiler Verbrauch und eine regelmässige Eindeckung 
wirkt ausgleichend auf Preise und Beschäftigung. 
Daher tendiert unsere eidgenössische Politik auf eine 
stabile Entwicklung, das heisst sie sucht starke Schwan- 
kungen und Ausschläge zu verhüten. Das gilt nament- 
lich auch von der Preispolitik. 

Sie wissen, class die Meinungen im Schweizervolk sehr 
geteilt sind in der Frage der Weiterführung der Preis- 
kontrolle. Für und gegen die staatliche Einmischung 
scheiden sich scharf die Meinungen. Mir scheint, man 
sollte dieses Problem weniger vom dogmatischen als 
vom praktischen Gesichtspunkt aus entscheiden. Mass- 
gebend ist die Zielsetzung, namentlich die Erhaltung 
eines stabilen Preisniveaus, das unserer Wirtschaft in 
den letzten Jahren grosse Vorteile gebracht hat und das 
in Zukunft nicht weniger bedeutungsvoll sein wird. Der 
Bundesrat hat die Absicht, die Vorschriften der Preis- 
kontrolle schrittweise abzubauen, soweit das möglich ist, 
ohne über den ungefähren Stand von heute eine neue 
Teuerung zu verursachen und damit die Stabilität zu 
gefährden. » 


Die gleiche Haltung nimmt er ein in bezug auf die 
Beiträge zur Verbilligung der Lebenshaltung, die heute 
noch ausgerichtet werden. Der Bund hat: in der Kriegs- 
und Nachkriegszeit sehr grosse Opfer gebracht zur Be- 
kämpfung der Teuerung. 1939/45 wurden 562 Millionen 
Franken an Verbilligungsbeiträgen ausgerichtet und 
1946/51 weitere 837 Millionen. Im letzten ‚Jahre waren 
es noch 22 Millionen, davon entfallen auf Brot 7, auf 
Milch 8 und auf den Wohnungsbau 7 Millionen. Die 
Beiträge an Wohnbauten sind schon aufgehoben. und 
die Aktion ist im Auslaufen begriffen. In bezug auf Brot 
und Milch äussert sich der Bundesrat in der Botschaft 
über Einsparungen bei den Bundesbeiträgen folgender- 
massen: «Heute darf so wenig wie in den früheren 
Etappen (ie eingetretene Beruhigung in der Entwick- 
lung der Lebenskosten und Löhne gestört werden. 
Unter diesem Vorbehalt, das heisst soweit es ohne eine 
Verteuerung der Lebenshaltung über den gegenwärtigen 
durchsehnittlichen Stand hinaus möglich ist, sollen nach 
unserer Auffassung die derzeit noch bestehenden Verbil- 
ligungsbeiträge aufgehoben werden.» 

Der Bundesrat hofft, diesen Rest von kriegswirt- 
schaftlichen Massnahmen bald abbauen zu können, ohne 
dass das Ziel, das damit verfolgt wurde, gefährdet wird. 

Sie werden es verstehen oder sogar erwarten, dass ich 
auch einige Worte sage zu einer andern Frage, die im 
Brennpunkt der öffentlichen Diskussion steht, nämlich 
zum Problem der Bundesfinanzen. In bezug auf die 
Aufgaben, die der Bund zu erfüllen hat, besteht weit- 
gehend Übereinstimmung. Jedenfalls sind in der Öffent- 
lichkeit keine Vorschläge gemacht worden, die eine 
nennenswerte Entlastung unseres Bundesstaates be- 
wirken könnten. Im Gegenteil, es werden fortwährend 
neue Aufgaben gezeigt, die durch den Staat unterstützt 
oder gefördert werden sollten. Auf der andern Seite will 
man jedoch die Konsequenzen nicht ziehen, sondern er- 
wartet einen beträchtlichen Abbau des Verwaltungs- 
apparates und fordert eine Reduktion der Ausgaben 
und der Steuerlast. Es bedarf keiner grossen Sehergabe, 
um zu erkennen, dass diese Stellungnahmen nicht mit- 
einander vereinbar sind. Gewiss sind in der eidgrenös- 
sischen Verwaltung noch da und dort Einsparungen zu 
erzielen, allein es kann auf diesem Wege keine ins Ge- 
wicht fallende Entlastung erzielt werden, cs sei denn. 
man nehme dem Bund Aufgaben ab und verzichte auf 
wichtigen Gebieten auf seine Unterstützung, was jedoch 
entweder zu einer Mehrbelastung der Kantone oder be- 
stimmter Wirtschaftszweige oder zu einer Verminde- 
rung des sozialen Ausgleichs führen müsste. Das letztere 
können wir nicht verantworten, das andere wird durch 
die eben erschienene Sparbotschaft. des Bundesrates an- 
gestrebt, soweit es tragbar ist. Doch das Finanzproblem 
wird dadurch nicht gelöst. 

Es ist unerlässlich, die gegenwärtige provisorische 
Finanzordnung, die Ende des nächsten Jahres abläuft, 
auf irgendeine Weise weiterzuführen. Das Projekt des 
Bundesrates, das den eidgenössischen Räten mit der 
Botschaft vom 20. Januar dieses Jahres unterbreitet. 
wurde, sicht verschiedene Erleichterungen und Verbes- 
serungen vor gegenüber der geltenden Ordnung. Es 
sei vor allem an die Aufhebung der Ergänzungssteuer 
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vom Vermögen und an die Ersetzung der Luxussteuer 
dureh eine mässig erhöhte Umsatzsteuer erinnert. Es ist 
ein Projekt der Mitte. das keine extremen Forderungen 
berücksichtigt. aber von fast allen Seiten als Basis der 
Verständigung anerkannt wurde. Die Reaktionen. die 
einige Abänderungsbesehlüsse des Nationalrates hervor- 
gerufen haben. zeigen. wie heikel diese Materie ist. und 
beweisen auch, dass die Vorschläge des Bundesrates gut 
abgewogen sind. 

Es ist zu hoffen. «ass die Beratungen in den eidgenos- 
sischen Räten ungefähr auf dieser Grundlage abgeschlos- 
sen werden, so dass die Verlage in der Abstimmung. die 
noch in diesem Jahre stattfinden muss, die Unterstüt- 


zung aller Gufgesinnten finden kann. Es wird keine 
Partei und keine Wirtschaftsgruppe alle ihre Wünsche 
erfüllt sehen — auch der V.S.R. nicht. Aber Sie können 
sich trösten: es geht dem Bundesrat nicht besser, er 
muss sich ebenfalls mit. dem praktisch Möglichen be- 
wnügen. Die Schaffung einer Grundlage für die eidge- 
nössische Finanzpolitik für mehr als ein ‚Jahrzehnt auf 
normalem verfassungsmässigem Wege ist von sehr gros- 
ser Bedeutung für unsere Landespolitik. Denn das würde 
uns aus den Provisorien. auf die der Bund seit 20 Jahren 
angewiesen war, endlich einmal herausführen und den 
Weg frei machen für eine weitere Verbesserung der Aus- 
führungsgesetzgebung auf dem Gebiet. 


Eine Resolution 
zur Neuordnung des eidgenössischen Finanzhaushaltes 


Zur Begründung einer der Delegiertenversammlung 
vom Verwaltungsrat zur Annahme empfohlenen Reso- 
lution erläutert Nationalrat E. Herzog. Präsident der 
Verbandsdirektion des V.S.K., die Vorgeschichte und 
den gegenwärtigen Stand der parlameniarischen Bera- 
tungen über die Vorlage des Bundesrates vom 20. Ja- 
nuar 1953: 


Die bundesrätliche Vorlage sieht vor: 


1. die bereits bestehenden Verfassungsbestimmungen 
neu zu ordnen: 

2. die verfassungsmässigen Grundlagen für die weitere 
Erhebung einiger seinerzeit auf dem Vollmachten- 
weg eingeführten, dann in der vom Volk am 3. De- 
zember 1950 angenommenen Übergangsordnung 
übernommenen und auf Ende 1954 befristeten Bun- 
dessteuern zu schaffen (Warenumsatzsteuer unter 
Einbeziehung der bisherigen Luxussteuer und Wehr- 
steuer). 


Die vorgeschene Übernahme der Wehrsteuer in die 
Verfassung ist Gegenstand einer grundsätzlichen Dis- 
kussion um das bisher geltende Prinzip: Direkte Steuern 
dın Kantonen - indirekte Steuern dem Bund. Es hat sich 
gezeigt. dass der Bund ohne direkte Steuern nicht 
mehr auskommt, und tatsächlich wurde dieser Grunelsatz 
schon 1915 mit der Einführung der Kriegssteuer auf- 
eczeben und kunnte seither nicht wieder verwirklicht 
werden. Die damalige Kriegssteuer wurde abgelöst von 
der Kriegsgewinnsteuer (1918). dann folgte wiederum 
eine sogenannte Kriegssteuer (1920), dann die Krisen- 
abgabe (1932) und schliesslich die Wehrsteuer (1939). 


Der Y.S.K. vertritt in dieser Frage den Standpunkt. 
dass an einer direkten Bundessteuer festzehalten werden 
muss, um ein zerechtes Gleichgewicht zu den auf den 
Konsumenten lastenden indirekten Steuern zu erhalten. 


% 


Es steht ausser Zweifel, dass dem Bund für die ihn 
zufallenden Aufgaben auch «die nötigen Mittel durch 
entspreehenrle Steuereinnahmen gesichert werden müs- 
sen, und dass man ihm die auf der Übergangsordnung 
beruhenden Einnahmen nicht mit deren Ausserkraft- 


treten entziehen kann. 
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Die Vorlage des Bundesrates sieht deshalb die Schaf- 
fung der verfassungsmässigen Grundlagen vor für die 
Beibehaltung der 

Warenumsatzstcuer, 


in welche die bisherige Luxussteuer durch Erhöhung 
des Steuersatzes für Luxusartikel einbezogen werden 
soll. Die alte, nach zahlreichen Interventionen der Kon- 
sumgenossenschaften verwirklichte Porderung der Be- 
freiung sämtlicher l.ebensmittel, ist in «ler bundesrät- 
lichen Vorlage wiederum berücksichtigt. 


Unter dem Vorbehalt der Beibehaltung dieser Freiliste 
können wir einer weiteren Erhebung der Umsatzsteuer 
zustimmen. 


Nun hat aber der Nationalrat bei der Beratung der 
Vorlage die im bundesrätlichen Entwurf nicht vor- 
geschene zusätzliche Umsatzsteuer, d. h. clie sogenannte 


Lusgleichssteuer 


in die Vorlage aufgenommen. Diese Ausgleichssteuer 
wurde 1938 zur Pinanzierung der Landesverteidigung 
und der Arbeitsbeschaflung eingeführt und seit 1940 
erhoben. Der Bundesrat wollte ursprünglich die Ge- 
nossenschaften davon befreien, aber die weniger fi- 
nanz- als gewerbepolitischen Erwägungen im Parlament 
entschieden gegen den damaligen Vorsteher des Bitlge- 
nössischen Volkswirtschaftsdepiartementes, Bundesrat 
Ohrrecht. In Anbetracht der Zeitumstände und der aus- 
drücklichen Begrenzung der Ausgleichssteuer, die nur 
bis zur Erreichung eines Betrages von 1-40 Millionen 
Franken erhoben werden sollte, verzichtete der V.S.K. 
damals auf Opposition, trotz seiner schon damals mit 
aller Deutlichkeit geäusserten Bedenken gegen diese auf 
dem Umsatz der Unternehmen ohne Rücksicht auf 
Ertrag oder Verlust beruhende Besteuerung. 

Die 140 Millionen Franken werden im Augenblick, 
da die Übergangsordnung durch die neuen Verfassungs- 
bestimmungen abgelöst werden soll, erreicht sein. Aus 
rein gewerbepnlitischen Gründen haben unsere wirt- 
schaftlichen Gegner im Nationalrat den Beschluss 
durchgesetzt, die Ausgleichssteuer in die Bundesfinanz- 
ordnung aufzunehmen und sie sogar auf dem ganzen 
Umsatz - einschliesslich der bisher befreiten Artikel - 
jener Unternehmen, deren Umsatz 300000 Franken 
übersteigt, zu erheben. 


Eine Steuer, die nach Erreichung des ihr ursprünglich 
zugrunde liegenden Zweekes nur noch dem gewerhepoli- 
tischen Ziel dient. die auf dem Grundsatz der wirtschaft- 
liehen Dienstleistung beruhenden Konsumgenossensehaf- 
ten in ihrer Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit zu be- 
hindern, ist für uns unter keinen Umständen annehmbar. 


In der ständerätlichen Kommission ist nun allerdings 
diese Ausgleichssteuer wieder fallengelassen worden. Der 
Ständerat wird nun zu beraten haben, und allfällige 
Differenzen werden voraussichtlich im September zwi- 
schen dem Nationalrat und dem Ständerat bereinigt 
werden müssen. 

* 


Die Genossenschaften haben mit praktischen Vor- 
schlägen bewiesen, dass sie sich einer gerechten Be- 
steuerung nicht widersetzen. Sie haben sich bereit er- 
klärt, für die 


Wehrsteuer 


die Besteuerung des Reinertrages für Genossenschaften 
und Kapitalgesellschaften einen Steuersatz bis 8% an- 
zunehmen. Sie haben auch eine höhere Belastung des 
Vermögens vorgeschlagen. 


Die Genossensehaiten erheben keine Einwände gegen 
eine höhere Besteuerung, aber sie wehren sich gegen 
eine ungereehte Besteuerung, 


Ungerecht aber ist: die Besteuerung der genossen- 
schaftliehen Rückvergütung als «Ertrag» der genossen- 
schaftlichen Unternehmen. Sie ist kein «Reinertrag» 
wie der Gewinn des privatwirtschaftlichen Unterneh- 
mens, sondern die Einlösung einer dem Konsumenten 
gegenüber eingegangenen Schuld. 

Die bundesrä ätliche Vorlage erwähnte «die Besteuerung 
der genossenschaftlichen Rückv ergütung nicht, in der 
Meinung, dass dlarüber bei der Beratung der Ausfüh- 
rungsgesetze zu den neuen Verfassungsbestimmungen 
zu beraten und zu beschliessen sei. 

Im Nationalrat wurde dann aber doch durchgesetzt, 
dass in der Verfassungsbestimmung ausdrücklich er- 
wähnt wird, die Besteuerung der Rückvergütungen 
und Rabatte sei im Ausführungsgesetz zu regeln. 

Das mag als blosse For malität erscheinen, aber unsere 
Giegner werden im gegebenen Augenblick alles daran- 
setzen, diese Erwähnung im Verfassungsartikel so zu 
interpretieren, als ob nun «lie genossenschaftlichen Rück- 
vergütungen laut Verfassung besteuert werden müssten. 

Die ständerätliche Kommission ist nun in diesem 
Passus noch weiter gegangen und will in der Verfassungs- 
bestimmung die Ben ung der Rückvergütungen und 
Rabatte, soweit sie Bi übersteigen, zun vornehersin 
festlegen. 

* 


Im Gegensatz zum Bundesrat, der in seiner Vorlage 
die Wehrsteuer und die Warenumsatzsteuer auf 20 Jahre 
befristete, hat der Nationalrat die Geltungsdauer auf je 

15 ‚Jahre verkürzt, und die ständerätliche Kommission 
will eine Befr istung der Wehrsteuer auf 12 Jahre und 
die Einführung Mer Warenumsatzsteuer ohne zeitliche 
Begrenzung vorschlagen. 

Nach diesem hier stark zusammengefassten Bericht 
zur gegenwärtigen Situation unter lautete Nationalrat 
B. Herzog der Delegiertenversammlung die von Ver- 
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waltungsrat und Verbandsdirektion vorgelegten und 
anschliessend einstimmig gutgeheissene 


Resolution 


Die Delegiertenversammlung des V.S.K. hat wieder- 
holt zur Bundesfinanzreform Stellung genommen und u.a. 
an der Dolegiertenversammlung Interlaken 1948 erklärt: 


«Der V.S.K. wird jede Verschärfung der Konsumen- 
tenbelastung bekämpfen und die Bundesfinanzreform 
nur unterstützen können. wenn sie folgenden Begehren 
ontspricht:: 

Befreiung sämtlicher Nahrungsmittel von der Um- 
satzsteuer; Aufhebung der ungerechten zusätzlichen Um- _ 
satzsteuer (Ausgleichssteuer); 

Festhalten an einer direkten Bundessteuer zur Schaf- 
fung eines gerechten Gleichgewichts zwischen dirckten 
und Konsumsteuern.» 


Der Bundesrat hat in seiner Botschaft vom 20. Januar 
1953 den eidgenössischen Rüten Vorschläge unterbreitet, 
«lie wohl noch nicht eine wirkliche Finanzreform bedeuten, 
aber doch als geeignete Grundlage für die Schaflung eines 
geordneten Bundesfinanzhaushaltes betrachtet werden dur- 
fen. Der Verband schweiz. Konsumvereine begrüsst jeden 
ernsthaften Versuch zur bessern Ordnung der Bundes- 
finanzen durch verfassungsrechtliche und gesetzliche Grund- 
lagen und tritt deshalb im Prinzip auch mit Überzeugung 
für eine Vorlage dieses Sinnes ein. 

Obwohl die Genossenschaften als Vertreter der Konsu- 
menten berechtigte Einwendungen gegen einzelne Bestim- 
mungen der Vorlage, namentlich hinsichtlich 


der Gestaltung der Warenumsatzsteuer und 
der Erhöhung des Steuersatzes für die Besteuerung «des 
Reinertrages der Genossenschaften von +13 auf 7% 


geltend zu machen hätten, haben sie im Interesse einer Ver- 
ständigung über diese bedeutungsvolloe staatspolitische 
Aufgabe ihre diesbezüglichen Wünsche zurückgestellt. 

Im Laufe der parlamentarischen Beratung ist jedoch mit 
der Ausgleichssteuer ein neues Element in die Finanzvorlage 
hineingeraten, das ausschliesslich gewerbepolitische Ziele 
verfolgt und das mit dem Zweck dieser Finanzvorlage nicht 
vereinbar ist. Der V.S.K. ist der Auffassung. dass diese — 
seinerzeit mit der Deckung der erforderlichen Mittel für die 
Arbeitsbeschaffung ausdrücklich als einmalig begründete — 
Sondersteuer von jeher dem Grundsatz der Rechtsgleich- 
heit widersprach. Ihre Weiterführung nach der Aufbringung 
des seinerzeit festgesetzten Maximalbetrages von 140 Mil- 
lionen Franken würde daher nicht nur eine dauernde Sank- 
tionierung dieses steuerlichen Monstrums, sondern auch 
einen Wortbruch gegenüber den früheren Zusieherungen 
darstellen. 

Die Ausgleichssteuer ist in ihrer Auswirkung eine zusätz- 
liche Umsatzsteuer. Sie trifit in erster Linie die Konsumen- 
ten, indem sie die Konsumgenossenschaften daran hindert, 
die im Interesse von Verbrauchern und Wirtschaft gelegene 
Tiefhaltung der Preise für Lebensmittel und wichtige Be- 
<larfsartikel zu gewährleisten. 

Die vom Nationalrat angenoinmene Verfassungsbestim- 
mung, wonach die Besteuerung der Rückvergütungen und 
Rabatte auf \Warenbezügen durch die Gesetzgebung zu 
regeln sei, bildet in Gemeinschaft mit der Ausgleichssteuer 
eine schwere Kränkung der in den Konsumgenossenschaf- 
ten zusammengeschlossenen Bevölkerungskreise. Die Vor- 
lage lässt überdies in der vom Nationalrat angenommenen 
Fassung ein angemessenes Gleichgewicht zwischen direkten 
und Konstumsteuern völlig vermissen. Sie ist deshalb in der 
jetzigen Form für uns unannehmbar. 


Eine Finanzvorlage. die ihnen durch Auferlegung von 
Sondersteuern die Erfüllung ihrer volkswirtschaftlich wich- 
tigen Aufgabe erschwert und die ausserdem im Dienste ein- 
seitiger gewerbepolitischer Nebenzwecke steht, müsste von den 
Konsumgenossenschaften mit allen Mitteln bekämpft werden. 
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Der Verlauf der 64. Delegiertenversammlung des V.S.K. 


Mit der 
Begrüssung der Gäste, 


die sieh mit den Behörden des Verbandes und zahl- 
reichen Delegierten bereits am Vorabend zu einem 
Empfang im Kongresshaus eingefunden hatten, eröffnete 
Dr. h.e. Heinrich Küng, Präsident des Verwaltungs- 
rates des V.S.R., die diesjährige 64. Delegiertenver- 
sammlung. Anwesend waren 1055 Delegierte als Ver- 
treter von 450 Verbandsvereinen und den Zweekgenos- 
senschaften des V.S.K. Zusammen mit den anwesenden 
Gästen - darunter die an anderer Stelle unserer Berichts- 
nummer bereits erwähnten Ehrengäste - zählte («lie De- 
legiertenversammlung um die 1200 Teilnehmer. 
Nach der 
Eröffnungsanspruche 


des Vorsitzenden erfolgte die 
Wahl der Stommenzähler 
und anschliessend daran die 
Wahl eines Vizepräsidenten. 


Traditionsgemäss fällt dieses Amt einem Vertreter des 
gastgebenden Vereins zu, und so wurde nach dem Vor- 
schlag des Lebensmittelvereins Zürich Friedrich Heeb, 
der Präsident der Verwaltungskommission des LVZ, von 
der Versammlung einstimmig gewählt. Friedrich Heeb 
verdankte die ihm damit erwiesene Ehre und würdigte 


. 


Registrierkassen 


SWEDA-Registrierkassen werden speziell 
für Ihren Betrieb ausgebaut. 


Verkauf - Tausch - Miete - Occasionen 


ENDRIGCH 


ORGANISATION 


Zürich 
Bahnhofstr. 48 


Tel. (051) 2318 33 
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in einer kurzen Ansprache das 75jährige Bestehen des 
Lebensmittelvereins Zürich, wie er es in seinem Will- 
kommgruss an die Delegierten bereits für die letzte 
Nummer unserer Zeitschrift getan hatte. 

Der vom Präsidenten der Verbandsdirektion, Natio- 
nalrat lörnst Herzog, kommentierte 


‚Jahresbericht 


wurde gemäss dem Antrag der Verbandsbehörden zu- 
sammen mit der 
‚Jahresrechnung 


unter lntlastung der verantwortlichen Organe geneh- 
mist. Tlbenso folgte die Delegiertenversammlung in der 


Verteilung des Überschusses 


dem von den Verbandsbehörden unterbreiteten Vor- 


schlag. Bei der 


Wahl eines Verbandswwreins 
zur Beselzung der Kontrollstelle 


wurde an Stelle der turnusgemäss iusscheitenden Kon- 
sumgenossenschaft Interlaken auf Grund ihrer Bewer- 
bung die Konsumgenossenschaft Burgdorf gewählt. Der 
Kontrollstelle gehören damit an: die Konsumgenossen- 
schaft Neuenburg und Umgebung, der KKonsumverein 
‚scona und die Konsumgenossenschalt Burgdorf. 

Gemäss Statuten hatte die Delegiertenversammlung 
nach Ablauf der vierjährigen Amtsdauer die 


Neuwahl des Verwaltungsrates 


vorzunehmen. Von den 25 Mitgliedern des Verwaltungs- 
rates stellten sich 20 zur Wiederwahl. Für den kürzlich 
verstorbenen Vizepräsidenten des Verwaltungsrates 
Charles-Ulysse Perret, als Vertreter des Kreisverban- 
des II, sowie für die zurücktretenden Mitglieder Frau 
Paula Ryser, Biel (Vertreterin des KreisverbandesIITa), 
H. Karlen, Brig (Vertreter des Kreisverbandes IIIb), 
E. Hardmeier, Winterthur (Vertreter des Kreisverban- 
des VII), und Gaudenz Schwarz, Moscia (bisher Vertreter 
des Kreisverbandes IX b), mussten Rrsatzwahlen vor- 
genommen werden. Als Rrsatzmitglieder in den Verwal- 
tungsrat hatten die zuständigen Kreisverbände vorge- 
schlagen: Henri Verdon, Neuenburg (Kreisverband II), 
Frau Hulda Kurz, Biel (Kreisverband IlIa), Othmar 
Tenisch, Glis (Kreisverband ITIb), Ernst Wiesendanger, 
Winterthur (Kreisverband VTT), Franz Item, Bonaduz 
(Kreisverband IX b). Da die Zahl der zur Wieder- oder 
Neuwahl gemachten Vorschläge die Anzahl der zu be- 
setzenden Sitze im Verwaltungsrat nicht überstieg, 
wurde auf Vorschlag des Vorsitzenden offene Wahl 
durch Handmehr für alle 25 bisherigen und neuen Ver- 
waltungsratsmitglieder beschlossen. Die Wahl der 25 
Mitglieder des Verwaltungsrates erfolgte daraufhin ein- 
stimmig. Der Vorsitzende dankte den ausscheidenden 
Mitgliedern für ihre im Verwaltungsrat geleisteten guten 
Dienste. 

Im Anschluss an den Bericht von Nationulrab Ernst 
Herzog zum Stand der parlamentarischen Verhanıl- 
lungen über die 


Neuordnung des eidgenössischen Pinanzhauskhaltes 


und nach der einstimmigen Annahme der an anderer 
Stelle bereits wiedergegebenen Resolution war noch der 


Ort der nächsten. Delegiertenversammlung 


zu bestimmen, um deren Durchführung sich der Allge- 
meine Konsumverein Luzern beworben hatte. Der Be- 
werbung wurde entsprochen und die Durchführung der 
Delegiertenversammlung 1954 in Luzern beschlossen. 

Mit dem besten Dank an den gastgebenden Lebens- 
mittelverein Zürich und alle Mitarbeiter und Mitarbei- 
terinnen des LVZ und des V.S.K., die durch ihre organi- 
satorische Mitarbeit zum guten Verlauf der diesjährigen 
Delegiertenversammlung beigetragen hatten, konnte der 
Vorsitzende am Samstagnachnittag den offiziellen Teil 
der diesjährigen Delegiertenversammlung des V.S.K. 
schliessen. 

* 

Nachdem die ausländischen Gäste bereits in der zwei- 

ten Hälfte des Samstagnachmittags auf einen 


Ausflug an den Vierwaldstättersee 


geführt worden waren, trafen sich die Teilnehmer der 
Delegiertenversammlung am Sonntagmorgen noch ein- 
mal zu einer 


Schiffahrt auf dem Zürichsee, 


damit alle — wie der Vorsitzende für die ausländischen 
Gäste gesagt hatte — nicht nur eine gute Erinnerung 
an die Delegiertenversammlung, sondern auch ein An- 
denken an die schöne Stadt Zürich und ihre nähere und 
weitere Umgebung mit nach Hause brächten. 


Storenfabrik Emil Schenker AG, Schönenwerd (S0) 


Filialen in Zürich, Basel, Bern, Luzern, Lausanne und Lugano 


Am Samstagabend hatten sich ausserdem die Teil- 
nehmer bereits zu 


Festaufführungen im Stadttheater 
und im Bernhard- Theater 
eingefunden. 
“ 
Ebenfalls am Samstagabend hatte auf die etwas un- 
gewohnte Stunde nach den Festvorführungen im Stadt- 
theater und im Bernhard-Theater der 


Lebensmittelverein Zürich 


zu einer Feier seines 75jährigen Bestehens zahlreiche 
ausländische und inländische Teilnehmer der Delegier- 
tenversammlung des V.S.K. ins Restaurant des Sankt 
Annahofes eingeladen. 

Im weiteren Rahmen der diesjährigen Delegierten- 
versammlung des V.S.K. hatte bereits am Freitag mor- 
gen und nachmittag der 


Konsumgenossenschaftliche Frauenbund der Schweiz 
(KFS) 
seine Delegiertenversammlung abgehalten, und anı spä- 
ten Nachmittag des gleichen Tages waren auch die 
Delegierten der 


Vereinigung zur Behandlung der Arbeitsverhältnisse in 
den Konsumgenossenschaften (VBA) 


in Zurich zusammengetreten. 
* 


Auf alle diese Veranstaltungen werden wir in einem 
weiteren Bericht noch zurückkommen. 


Lamellen- 
Raffstoren 


die zweckmässigste Leichtmetallstore 
für den modernen Verkaufsladen. 
Ein einziges Organ für die Bedienung 
der Store und die beliebige Lamellen- 
verstellung. 

Funktioniert ruhig und zuverlässig. 
Lamellen in verschiedenen Farben, 
sofort lieferbar. 
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AUFRUF 


zur Anmeldung für die Höhere Fachprüfung im Detailhandel 


Die Höhere Fachprüfung im Detailhandel findet für die 
deutscho Schweiz am 19. und 20. Oktober 1953 in 
Zürich statt, 


Anmeldetermin: Bis 31. Juli 1953. Später eintreffende 
Anmeldungen werden nicht mehr berücksichtigt. 


Anmeldestelle: Zentralsekretariat des Schweiz. Detailli- 
stenverbandes, Postfach Transit, Bern. Tel. 290 84/85. 


Anmeldeformular ist gegen Portovergütung beim Zen- 
tralsekretariat des Schweiz. Detaillistenverbandes, 
Postfach Transit, Bern, erhältlich. Hier kann auch die 
«Orientierung» gegen Einsendung von ö0 Rappen in 
Briefmarken bezogen werden. 


Zentralprüfungskommission 


Der Präsident: 
P. Wirz-Burri 


Die Sekretärin: 
N, Suter 


Generalsekretariat 


Gemäss einstimmigem Beschluss der ausserordent- 
lichen Generalversammlung vom 8. Mai 1953 hat 
die Allg. Konsumgenossenschaft St. Gallen ihre Fir- 
mabezeichnung abgeändert in: 


Lebensmittelverein der Stadt St. Gallen. 


Genossenschaftliches Seminar 


ıStiflung von Bernhard Jaeagi) 


Dem Genossenschaftlichen Seminar wurden überwiesen: 


Fr. 500.— vom Kreisverband VIII des V.S.K. (Appenzell, 
St. Gallen und teilweise Thurgau). 


Fr. 50.— von der Konsumgenossenschaft Erschwil (SO). 


Diese Vergabungen werden hiermit bestens verdankt. 


Kinderheim Mümliswil 


(Stiftung von Dr. B. und P. Jaeggi) 


Dem Kinderheim Mümliswil wurden überwiesen: 


Fr. 100.— vom Kreisverband VIII des V.S.K. 
» 50.— vom Kreisverband IXa des V.S.K. 


Diese Vergabungen werden herzlich verdankt. 


Druckerei und Administralion: Basel, Si.-Jakobs-Sirasse 175, Postlach Basel 2 


Inserafenannahme: 


Inseralenagenlur R.-C. Mordasinl, Genl, rue de la Monnale 3 
Telephon (022) 452 25 

Reklamen Fr. 1.50 per Millimeter bei 83 mm Breile 

Kleine Anzeigen 15 Rp. per Worl, Inserala unler Chillre Fr. 1.— 
Zuschlag 


Insertlonstarli: 
Annoncen 60 Rp. per Millimeier bei 4O mm Breile 
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Verein schweiz. Konsumverwalter 


Jahresbeitrag pro 1953 


Der Jahresbeitrag pro 1953 wird die nächsten Tage 
auf Kontokorrent bei der Genossenschaftlichen 
Zentralbank Basel dem Konto des betre[fenden 
Vereins belastet. Der Beitrag beträgt laut Beschluss 
der Generalversammlung vom 11. Mai 1953 Fr. 15.—. 
Die Zentralbank wird keine besonderen Belastungs- 


anzeigen zustellen. 
Der Kassier: H. Suter 


Offene Stellen 


Wir suchen für unser Hauptgeschäft in Trübbach und für eine’ 
Filiale je eino 2. Verkäuferin. Guto Anstellungsbedingungen. 
Offerten mit Zougnisabschriften und Foto sind zu richten an 
dio Vorwaltung dos Konsumvereins Wartau, I'rübbach (SG). 


Wir suchen auf 1. Soptomber für unseren Hauptladen mit 
Fr. 350 000.— Umsatz, tüchtige Verküuferin, wenn möglich 
auch mit guten Kenntnissen in Schuh- und Manufaktur- 
waren. Gerogelte Arbeits- und Freizeit. Offerten an che Ver- 
waltung der Konsumgenossenschaft Zollikkofon. 


Gesucht zu baldigem Eintritt: Tüchtige. initiative Textilver- 
künierin. Bowerberinnen, dio in dor Lago sind oinen grösseren 
Betrieb selbständig zu leiton, belioben ihro Offerte mit Lohn- 
ansprüchen einzureichen an die Vorwaltung der IKKonsum- 
genossenschaft Lyss. 


Wir suchen für unsere Filiule Flamatt tüechtige Verkäuferin 
mit guten Kenntnissen der Lebensmittel-, Textil- und Haus 
haltungsartikelbranche. Umsatz zirka 260000 Franken. Wir 
bieton gute Entlöhnung, geregelte Freizeit (Mittwochnach- 
mittag frei), Pensionskasse. Offerten mit Zeugniskopien, Ge- 
haltsansprüchen und Photo sind zu richten an dio Verwaltung 
der IKonsumgenossenschaft Nouenegg (BE). 


Stellengesuche 


Junger, kaufmännischer Angestellter sucht Stelle als Ililis- 
buchhalter (National-Buchhaltungsmaschine) oder in Lohn- 
büro, Spedition. Eintritt sofort. Offorton unter Chiffre 1.11/94 
an Ännoncenagentur R.-C. Mordasini, rue de la Monnuio 3, 
Genf. 
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